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Teil  1 

Darstellung der Privatstrafe 

A. Die Aktualität der privaten Strafe 

Eine zivilrechtliche Strafe wird ganz überwiegend abgelehnt1. Wie selbstver-
ständlich werden „poenale Elemente" als dem Privatrecht systemfremd bezeich-
net - eine Ansicht, die sich auf die Gesetzgebungsgeschichte des BGB stützen 
kann2. Die Privatstrafe  als privatrechtliches Strafinstrument  ist danach ein „Saurier 
der Rechtsgeschichte4', wie schon Philipp  Heck  1929 meinte3, und die Aufgabe zu 
strafen wird allein dem Strafrecht  überantwortet. Strafende Rechtsfolgen werden 
damit aus dem Privatrecht ausgeschlossen. Eine lange rechtshistorische Entwick-
lung hat in der Trennung von Zivil- und Strafrecht  scheinbar ihren Abschluß gefun-
den. Dies dokumentiert nichts deutlicher als die Tatsache, daß der BGH die US-
amerikanischen punitive damages, die als Prototyp einer Privatstrafe  gelten können, 
als mit dem deutschen ordre public nicht vereinbar erklärt hat4. 

Allerdings ist die Diskussion um Strafelemente im Zivilrecht nie gänzlich ver-
stummt - vor allem über die Frage der Bemessung der Entschädigung immaterieller 
Schäden wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes5. Hier wurden, 
nachdem das allgemeine Persönlichkeitsrecht als absolutes Recht im Sinne des § 823 
Abs. 1 BGB anerkannt war6, durch die höchstrichterliche Rechtsprechung immer 
auch Funktionen der Entschädigungszahlung und in der Folge Faktoren für die Be-
messung der Höhe der Entschädigungszahlung berücksichtigt, die nach striktem 
Verständnis eher einer strafenden denn einer ausgleichenden Rechtfolge zuzuordnen 
wären: Wurden unter die der Entschädigung zukommenden Funktionen die der Ge-
nugtuung, der Sühne und der Prävention gerechnet7, so unter die Bemessungsfakto-
ren die Schwere des Eingriffes,  der Verschuldensgrad, die Vermögensverhältnisse8. 

1 Siehe nur BGH vom 4.6.1992 - IX ZR 149/91 - Β GHZ 118,312; Lange, Schadensersatz2, 
S. 12. 

2 Mot II, 17. 
3 Grundriß des Schuldrechts, S.437. 
4 BGH vom 4.6.1992-IX 149/91 - BGHZ 118, 312. 
5 Lange, Schadensersatz2, S. 12. 
6 BGH vom 25.5.1954 - 1 ZR 211/53 - BGHZ 13, 334. 
7 BGH vom 19.9.1961 - VI ZR 259/60 - BGHZ 35, 363, 367. 
8 Siehe nur BGH vom 8.7.1980 - VI ZR 158/78 - NJW 1980, 2810; MünchKomm-/ta-

ecker 4, § 12 Anh. Rn.214ff. 
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Letztlich neu entfacht wurde die alte, aber noch glimmende Diskussion um eine 
zivilrechtlich-strafende  Rechtsfolge durch eine höchstrichterliche Entscheidung, 
die die Zwangskommerzialisierung der Persönlichkeit und mit ihr ein Problem der 
modernen Mediengesellschaft zivilrechtlich einzuordnen versuchte9. 

Der Bundesgerichtshof  sprach der Klägerin, einer monegassischen Prinzessin, 
eine Entschädigung für die Verletzung ihres allgemeinen Persönlichkeitsrechtes zu, 
weil eine Zeitschrift  auf ihrer Titelseite ein „Exklusivinterview" mit ihr angekündigt 
und im Innenteil auch über mehrere Seiten abgedruckt hatte. Freilich war dieses In-
terview, das bezeichnenderweise das Verhältnis der Prinzessin zur Presse zum Inhalt 
hatte, nie geführt  worden10. In einer späteren Ausgabe11 derselben Zeitschrift  konnte 
die Prinzessin Fotos aus ihrem „Familienalbum" bestaunen, welche darin aber nie-
mals enthalten waren, sondern von einem Paparazzo rechtswidrig aufgenommen 
wurden. Schließlich veröffentlichte  ein anderes Blatt des beklagten Verlages vor-
sätzlich die falsche Nachricht von der baldigen Hochzeit der Prinzessin12. 

Nach der überkommenen Rechtsprechung ist eine Entschädigung für immateriel-
len Schäden an hohe Voraussetzungen geknüpft. Sie wird nur zugesprochen, wenn 
ein schwerer Eingriff  in das Persönlichkeitsrecht vorliegt und dem Schädiger ein ho-
hes Verschulden zur Last gelegt werden kann. Darüber hinaus dürfen andere Rechts-
behelfe wie Widerruf  oder Unterlassungsanspruch keine Abhilfe schaffen 13. 

In der Begründung des Caroline-Urteils  führt  das Gericht zusätzlich aus, aus den 
Art. 1, 2 GG folge auch ein zivilrechtlicher Schutzauftrag für die Persönlichkeits-
rechte. Ein Schutz vor der Zwangskommerzialisierung der Persönlichkeit durch die 
Medien sei aber nur dann wirklich sicherzustellen, wenn von der zu leistenden Ent-
schädigung für den Schädiger ein „echter Hemmeffekt"  ausgehe.14. Folgerichtig 
wurden so als Bemessungsfaktor nicht etwaige Beeinträchtigungen auf Seiten der 
Prinzessin15, sondern der durch die Vermarktung erzielte Gewinn herangezo-
gen - wobei freilich nicht der gesamte Gewinn abgeführt  werden sollte16. 

Obwohl auch bei vorangegangenen Entscheidungen bei Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechtes die Prävention als Funktion der Entschädigung genannt 

9 BGH vom 15.11.1994 - VI ZR 56/94 - Β GHZ 128, 1 = NJW 1995, 861 = LM Nr. 119 zu 
§823 (Ah) = JZ 1995, 360. 

10 „Die Bunte" vom 19.3.1992, S. 16ff. 
11 „Die Bunte" vom 21.5.1992, S.22ff. 
12 „Glücks Revue" vom 20.8.1992. 
13 Schon BGH vom 14.2.1958 - 1 ZR 151/56 - BGHZ 26, 349, 359; BGH vom 

15.12.1987 - VI ZR 35/87 - VersR 1988,405; BGH vom 15.11.1994 - 56/94 - BGHZ 128, 1, 
12. Vgl. hierzu G. Müller,  VersR 2000, S.797, 800. 

14 BGH vom  15.11.1994-VI ZR 56/94-BGHZ 128, 1, 16. 
15 Widersprüchlich hier G. Müller,  VersR 2000, S. 797,803, die zwar zugibt, daß kein wert-

mäßiger Zusammenhang zwischen dem erzielten Gewinn und der immateriellen Beeinträchti-
gung bestehe, gleichwohl aber am Charakter des Entschädigungsanspruches festhält. 

16 BGH vom 15.11.1994-VIZR 56/94-BGHZ 128, 1, 16. 
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wurde17, trat diese bei BGHZ 128, 1 erstmals deutlich und als charakteristisches 
Merkmal hervor, das sogar beim Vergleich mit dem Schmerzensgeld nach § 847 
BGB die bisweilen sehr differierenden  Entschädigungszahlungen rechtfertigen  kön-
nen soll18. 

Die Caroline-Entscheidung  löste eine Fülle an wissenschaftlichen Äußerungen 
aus19. Dies nicht zuletzt deshalb, weil hier das klar abgegrenzt geglaubte zivil- und 
strafrechtliche  Instrumentarium sich zu überschneiden scheint. Mit einer privat-
rechtlichen Rechtsfolge, nämlich der Verpflichtung zur Entschädigung eines imma-
teriellen Schadens, sollte in erster Linie ein präventiver Zweck erreicht werden. Und 
die Bemessung der Verpflichtungssumme gehorchte hauptsächlich diesem Zweck. 
Man war Gleiches nur bei der Strafbemessung oder etwa bei US-amerikanischen 
punitive damages gewohnt. Somit steht die Caroline-Entscheidung in einem Span-
nungsverhältnis zur Rechtsprechung des BGH zur Vollstreckbarkeit von punitive 
damages. Wobei man bei dieser Wandlung der Rechtsprechung von der strikten Ab-
lehnung der punitive damages hin zur - vielleicht unbewußten - Anerkennung von 
zumindest strafnahen Elementen an einen ähnlichen Wandel in den Auffassungen 
v. Iherings  erinnert ist. Hatte dieser zunächst von der Privatstrafe  als „vollkomme-
ne(r) pathologische(r) Form der Bekämpfung des civilrechtlichen Unrechts"20 ge-
sprochen, so lobte er später im Zusammenhang mit den klassischen Privatstrafen 
das „gesunde römische Rechtsgefühl"21. 

Auch die zeitgenössischen Meinungen zu privatrechtlichen Strafelementen diver-
gieren. Wird einerseits begrüßt, daß Aspekte der Strafe - wenngleich die strafrecht-
liche Terminologie meist vermieden wird - auch im Zivilrecht Berücksichtigung 
finden22, weil gerade im Falle der Zwangkommerzialisierung das vom BGH gewähl-
te das einzig geeignete Mittel für den Persönlichkeitsrechtsschutz sei, so wird auf 
der anderen Seite festgestellt, daß diese Rechtsprechung an den Grundlagen der 
Dogmatik rüttele23, wenn nicht gar ein „Todesstoß für die schadensrechtliche Dog-
matik" sei24. 

17 BGH vom 22.1.1985 - VI ZR 28/83 - VersR 1985, 391, 393; BGH vom 19.9.1961 - VI 
ZR 259/60 - BGHZ 35, 363, 367. 

18 So BVerfG  vom 8.3.2000-1 BvR 1137/96 - NJW 2000, 2187, 2188. 
19 Es seien nur erwähnt Bentert,  Das poenale Element, 1996; Seitz,  NJW 1996, S. 2849; 

Soehring,  NJW 1997, S.360; Prinz,  NJW 1996, S.953; Stürner,  AfP 1998, S. 1; Gounalakis, 
AfP 1998, S. 16; Steffen,  NJW 1997, S. 10; Canaris,  in: FS Deutsch,  S. 85; v. Holleben,  Geld-
ersatz bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch die Medien; Βeuthienì Schmölz,  Persönlich-
keitsschutz durch Gewinnherausgabe, K&R 1999, S.396; Löwe,  Der Gedanke der Prävention 
im deutschen Schadensersatzrecht, 2000. 

2 0 Schuldmoment, S.61. 
21 Kampf um's Recht, S.84. 
22 Bentert,  passim; Stürner,  AfP 1998, S. 1; Schwerdtner,  Karlsruher Forum, S.43, nennt die 

Berücksichtigung präventiver Gesichtspunkte „dringend geboten". 
23 Seitz,  NJW 1996, S. 2849. 
24 Gounalkais,  AfP 1998, S. 10, 18. 


